KREIS'
UNNK

DER LANDRAT

02.07.2014 Niederschrift KT/002/2014

Kreistag
am 06.05.2014 | Aula Hellweg Berufskolleg | Platanenallee 18 | 59425 Unna

Beginn 15:00 Uhr Ende 17:35 Uhr

Anwesend:

Vorsitzender
Herr Michael Makiolla

Kreistagmitglieder SPD

Frau Christel Ciecior

Frau Brigitte Cziehso

Frau Dipl. Ing. Martina Eickhoff

Herr Bernd Engelhardt

Herr Rolf Erdmann

Herr Hartmut Ganzke

Herr Jens Hebebrand

Frau Christine Hupe

Herr Carsten Jaksch-Nink

Herr Wolfgang Kerak

Herr Jurgen Kerl

Herr Dirk Kolar

Frau Ingrid Kroll

Herr Sascha Kudella

Frau Ursula Lindstedt

Herr Dieter Mendrina

Herr Gerd Oldenburg

Herr Hans-Jorg Piasecki anwesend ab 15.15 Uhr
Herr Theodor Rieke

Frau Barbel Schmidt

Herr Heinz Steffen

Frau Simone Symma

Herr Walter Teumert

Herr Peter Vaerst

Frau Brunhilde Weinhold

Herr Ridiger Weif}

Frau Manuela Werbinsky anwesend bis 17.10 Uhr
Herr Martin Wiggermann anwesend bis 17.25 Uhr
Herr Herbert Ziegenbein anwesend bis 16.25 Uhr



Kreistagmitglieder CDU
Herr Wolfgang Barrenbrigge
Herr Michael Blandowski
Herr Ginter Bremerich

Frau Marlies Deppe

Herr Michael Dobrowolski
Herr Peter Dérner

Herr J6rg-Uwe Ebner

Herr Dipl. Ing. Wilfried Feldmann
Frau Claudia Gebhard

Frau Ute Gossing

Herr Wilhelm Jasperneite
Herr Paul-Heinz Kranemann
Herr Helmut Krause

Frau Katrin Lunemann

Herr Gerhard Meyer

Frau Elke Middendorf

Frau Martina Plath

Herr Carl Schulz-Gahmen
Frau Ursula Sopora

Herr Hubert Zumbusch

Kreistagmitglieder BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Herr Hans-Ulrich Bangert
Frau Gudrun Birhaus

Herr Herbert Goldmann
Frau Andrea Hosang

Herr Jochen Nadolski-Voigt
Frau Anke Schneider

Frau Barbara Streich

Frau Gabriele Wentzek

Kreistagmitglieder FDP
Herr Michael Klostermann
Frau Heike Schaumann
Herr Sigurd Senkel

Herr Andreas Wette

Kreistagmitglieder Linksfraktion
Frau Jana Miller-Simdorn

Herr Dieter Reichwald

Herr Werner Sell
Kreistagmitglieder FWG

Herr Dieter Albert

Herr Helmut Stalz
Kreistagmitglieder GFL

Rudolf Mroncz

Herr Helmut Rosenkranz

anwesend bis 17.30 Uhr

anwesend bis 17.10 Uhr

anwesend bis 17.10 Uhr

anwesend bis 17.10 Uhr
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Verwaltung

Herr Dr. Thomas Wilk, Kreisdirektor

Herr Dr. Detlef Timpe, Dezernent

Herr Ridiger Sparbrod, Dezernent

Herr Norbert Hahn, Dezernent

Frau Sabine Leil3e, Leiterin Stabsstelle Planung und Mobilitat
Frau Susanne Kronenberg, Schriftflihrerin

Herr Landrat Michael Makiolla begriiRt die anwesenden Damen und Herren und eréffnet die Sitzung. Er stellt
die form- und fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfahigkeit des Kreistages fest.

Herr Makiolla weist darauf hin, dass nach der erweiterten Tagesordnung vom 29.04.2014 beraten wird. Wei-
tere Anderungen oder Ergédnzungen in der Tagesordnung ergeben sich nicht, so dass wie folgt beraten wird:

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

Punkt 1 Bestellung einer Schriftflihrerin
Punkt 2 Fragestunde fir Einwohnerinnen und Einwohner
Punkt3 052/14 Einfihrung eines Systems zur digitalen Gremienarbeit

Punkt4 044/14 Roémer-Lippe-Route; Folgevereinbarung

Punkt5 060/14 Barrierefreie Mobilitatsassistenz im 6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV);
Antrag der CDU-Fraktion vom 17.04.2014

Punkt6 054/14 Budgetbericht zum Stichtag 31.03.2014

Punkt7 057/14 Erganzung der 2. Fortschreibung des Rettungsdienstbedarfsplanes flr den Kreis
Unna

Punkt8 059/14 Wiedereinfihrung der Altkennzeichen LH und IS im Kreis Unna;
Antrag der CDU-Fraktion vom 17.04.2014

Punkt9 049/14 Fortfihrung der Schulsozialarbeit im Schuljahr 2014/2015
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Punkt 9.1

Punkt 9.2

Punkt 10

Punkt 11

Punkt 11.1

Punkt 11.2

Punkt 11.3

Punkt 12

Punkt 12.1

Nichtoffentlicher Teil

Punkt 13

Punkt 14

Punkt 15

Punkt 16

Punkt 17

070/14

072/14

009/14

039/14

046/14

069/14

07114

058/14

036/14/1

037/14

056/14

063/14

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und DIE
LINKE. vom 30.04.2014 zur DS 049/14

Fortfihrung der Schulsozialarbeit im Schuljahr 2014/2015;
Antrag der CDU-Fraktion vom 05.05.2014 zur DS 049/14

Sicherstellung und Finanzierung der Verbraucherberatung im Kreis Unna

Selbsthilfebewegung im Kreis Unna zukunftssicher machen

Antrag der SPD-Fraktion vom 17.03.2014

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom 02.04.2014

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und DIE
LINKE. vom 30.04.2014

Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen

Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom 30.04.2014 zu einer Stel-
lungnahme des Kreises zur Aufsuchungserlaubnis NRW Nord;

Verlangerung der Dienstzeit des Kreisbrandmeisters gemaR § 22 der Verordnung
Uber die Laufbahn der ehrenamtlichen Feuerwehren (LVO FF) i. V. m. § 34 Abs. 1
FSHG

Sachstand zu den Verhandlungen zum Mietvertrag Schloss Cappenberg

Grunderwerb in Bonen-Nordbdgge zum Zwecke des Naturschutzes

Deckenerneuerung auf der K7 (Borker Landweg in Selm) und der K15 (Capeller
Strale in Werne); Vergabe der Auftrage

Sanierung Freiherr-vom-Stein-Berufskolleg in Werne;
Vergabe des Auftrags Uber die Rohbauarbeiten
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Punkt 18 064/14 Sanierung Freiherr-vom-Stein-Berufskolleg in Werne;
Vergabe des Auftrags Uber die Elektroarbeiten

Punkt 19 067/14 Energetische Sanierung des Freiherr-vom-Stein-Berufskollegs in Werne;
Vergabe des Auftrags Uber die Putzarbeiten und das Warmedammverbundsystem

Punkt 20 068/14 Energetische Sanierung des Freiherr-vom-Stein-Berufskollegs in Werne;
Vergabe des Auftrags Uber das Gewerk "Alufenster, Alutiiren und Sonnenschutz"

Punkt 21 Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen

Offentlicher Teil
Punkt 1 Bestellung einer Schriftfiihrerin
Beschluss

Auf Vorschlag des Landrates wird Frau Susanne Kronenberg zur Schriftfiihrerin fiir diese Sitzung des Kreis-
tages bestellt.

Abstimmungsergebnis
einstimmig beschlossen

Punkt 2 Fragestunde fiir Einwohnerinnen und Einwohner

Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern ergeben sich nicht.

Punkt3  052/14 Einfiilhrung eines Systems zur digitalen Gremienarbeit

Erdrterung
Herr Jaksch-Nink teilt mit, dass die SPD-Fraktion die Beschlussvorlage in vollem Umfang mittragen werde.

Er appelliere, da die Einfliihrung des papierlosen Sitzungsdienstes auf dem Prinzip der Freiwilligkeit beruhe
und damit es auch wirtschaftlich greife, an die Kolleginnen und Kollegen, in der kommenden Legislaturperio-
de von diesem Angebot Gebrauch zu machen. Auch wenn die Entlastung dadurch im Etat kein grof3es Vo-
lumen darstelle, sei es doch ein Signal an die Wahlerinnen und Wahler, dass man mit der Zeit gehe und
dartber hinaus auch einen 6kologischen Punkt setze.

Herr Stalz erkundigt sich fur Die Freien Wahlergemeinschaften, wie viele Kreistagsmitglieder an der digitalen
Gremienarbeit teilnehmen mussten, damit sich das System rechne. AulRerdem kénne man nicht so ganz
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nachvollziehen, warum in der letzten Sitzung des alten Kreistages noch dariber beschlossen werden musse,
wo es doch Uberwiegend die Kreistagsmitglieder der neuen Legislaturperiode betreffe.

In Beantwortung dieser Fragen fiihrt Herr Kreisdirektor Dr. Wilk aus, dass der Break Even Point hinsichtlich
der Wirtschaftlichkeit etwa bei einem Drittel liege. Dass der Einspareffekt bei der Halfte der
Kreistagsmitglieder nicht wirklich grof3 sei, Iage an den hohen Fixkosten flir Programmlizenzen und Wartung.
Man durfe jedoch nicht nur die wirtschaftlichen Aspekte betrachten.

Dies sei der Einstieg in das System, in einem Uberschaubaren Volumen mit verschiedenen Optionen, fiir den
er werben wolle. Er sei optimistisch, dass man von der Personenzahl her die Grenze tberschreiten werde,
ab der es sich auch von Anfang an rechne. Zudem wiirden auch die kreisangehérigen Kommunen von den
Erfahrungen des Kreises profitieren. Bereits in funf von zehn Stadten/Gemeinden werde eine kompatible
Software fiir die Verwaltung der Gremienarbeit verwendet. Uber die Einfiihrung solle bereits jetzt beschlos-
sen werden, damit man dann mit einem klaren Schnitt in die neue Legislaturperiode starten kénne.

Frau Schneider von der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bestétigt als Mitglied der Arbeitsgruppe die
Arbeitserleichterung durch die digitale Gremienarbeit.

Frau Schaumann (FDP-Fraktion) erklart, sie fande es absolut richtig, zur digitalen Gremienarbeit Gberzuge-
hen. Sie werde diese Drucksache jedoch ablehnen, da ihrer Meinung nach jedes Kreistagsmitglied ausrei-
chend Aufwandsentschadigung erhalte, um sich ein pdf-fahiges Lesegerat selber anzuschaffen.

Herr Jasperneite von der CDU-Fraktion weist darauf hin, dass es ja nicht zwingend sei, ein kreiseigenes
Gerat annehmen zu missen. Da kdnne sich ja jeder erklaren. Man werde dieser Vorlage zustimmen.

Herr Landrat Makiolla appelliert, sich an dieser MalRnahme zu beteiligen und das Angebot zu nutzen. Es
werde Einweisungen und Schulungen und natirlich auch einen Support fur dieses neue System geben.

Beschluss

1. Der Kreistag erklart auf der Grundlage der Empfehlungen der interfraktionellen Arbeitsgruppe ,Papierlo-
ser Sitzungsdienst® sein Einverstandnis zum Vorhaben des Landrates, den Sitzungsdienst fur den Kreis-
tag und seine Ausschisse, Kommissionen und Beirdate zum Beginn der Wahlperiode 2014-2020 in der
Regel papierlos / digital zu organisieren.

2. Der Landrat wird beauftragt,
a. die hierzu erforderlichen Softwarelizenzen zur Erweiterung des Kreistagsinformationssystems
SESSION zu beschaffen;
b. digitale Endgerate (Apple iPad® 2) inklusive Zubehor in der erforderlichen Zahl zu beschaffen.

Abstimmungsergebnis

mehrheitlich beschlossen (63 Ja-Stimmen der Fraktionen SPD, CDU, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, FDP,
DIE LINKE. sowie des Landrates, 1 Nein-Stimme der FDP-Fraktion und 5 Enthal-
tungen der CDU-Fraktion sowie der FWG- und GFL-Gruppe)
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Punkt4 044/14 Rémer-Lippe-Route; Folgevereinbarung

Beschluss
Der Landrat wird beauftragt, sich auch weiterhin an dem touristischen Kooperationsprojekt ,Romer-Lippe-
Route“ zu beteiligen und die Folgekooperationsvereinbarung abzuschlief3en.

Abstimmungsergebnis
einstimmig beschlossen

Punkt 5 060/14 Barrierefreie Mobilitatsassistenz im offentlichen Personennahverkehr
(OPNV); Antrag der CDU-Fraktion vom 17.04.2014

Erérterung
Herr Hebebrand beantragt fir die SPD-Fraktion Nichtbefassung, da der Antrag der CDU-Fraktion bereits

durch Beschlisse des Kreistages erledigt sei.

In der Dezembersitzung sei, gegen die Stimmen der CDU-Fraktion, der Nahverkehrsplan beschlossen wor-
den, der u. a. Mallnahmen vorschlage wie Stationsansagen in den Verkehrsmitteln fir blinde Menschen,
kontrastreiche Anzeigen fir sehbehinderte Menschen, dynamische Fahrgastinformationen mit Sprachaus-
gabe an Bushaltestellen fiir sehbehinderte und blinde Menschen. Mit dem Inklusionsantrag sei dariiber noch
weiter beschlossen worden. Zudem probiere die VKU auch schon entsprechende Projekte aus. Man sei der
Meinung, dass Uber diese Dinge bereits inhaltlich beschlossen worden sei.

Herr Jasperneite erklart, die CDU-Fraktion habe vor etwa vier Wochen erfahren, dass in Soest eine Software
eingefiihrt werde, die Blinden und sehbehinderten Menschen uber ihr I-Phone oder Smartphone die bessere
Nutzung des offentlichen Personennahverkehrs ermégliche. Die Uberlegung sei, hier Verwaltung und VKU
auf die Spur zu setzen, dies mit dem Kreis Soest gemeinsam zu machen.

Der Grund fur die Ablehnung des Nahverkehrsplans durch die CDU-Fraktion sei eine exorbitante Ausweitung
der Kosten des o6ffentlichen Personennahverkehrs gewesen. Auflerdem sehe der Nahverkehrsplan an keiner
Stelle eine mit Soest vergleichbare MaRnahme vor. Dem sehbehinderten Kunden ein Modul an die Hand zu
geben, mit dem er standig wisse, wann der Bus komme und wo er aussteigen misse, sei neu, werde in
Soest auch von der VKU erprobt und man bitte, dies auch zukinftig hier so zu machen.

Herr Landrat Makiolla weist darauf hin, dass aufgrund der Beschlusslage zum Nahverkehrsplan durch den
Kreistag die VKU bereits daran arbeite, einen solchen Mobilitatsassistenten einzufuhren. In seiner Eigen-
schaft als Aufsichtsratsvorsitzender der VKU kdnne er mitteilen, dass man vereinbart habe, diese Dinge, so
sie in Soest funktionierten, auch im Kreis Unna einzufiihren. Daher sei man schon langst auf dem Weg, das
umzusetzen, was die CDU hier beantrage. Der Mobilitdtsassistent sei in Vorbereitung und zu gegebener Zeit
werde dariber auch im Fachausschuss berichtet werden.

Herr Landrat Makiolla Iasst Uber den Verfahrensantrag abstimmen.
Beschluss

Es wird Nichtbefassung mit dem Antrag der CDU-Fraktion vom 17.04.2014 (Drucksache 060/14) beschlos-
sen.
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Abstimmungsergebnis

mehrheitlich beschlossen (42 Ja-Stimmen der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, FDP, DIE LIN-
KE. und der GFL-Gruppe sowie des Landrates, 20 Nein-Stimmen der CDU-
Fraktion und 7 Enthaltungen der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der
FWG-Gruppe)

Punkt6 054/14 Budgetbericht zum Stichtag 31.03.2014

Erérterung
Herr Dr. Wilk erlautert, dass laut vorliegendem Budgetbericht mit einer Verschlechterung von 4,15 Mio. Euro,

bezogen auf das Jahresende, gegeniber den Haushaltsansatzen 2014 zu rechnen sei. Da es der erste un-
terjahrige Bericht sei und noch drei Quartale ausstiinden, sei natirlich noch mit grof3eren Varianzen zu rech-
nen.

Einen wesentlichen Punkt stelle dabei die Entwicklung im Budget 50 Arbeit und Soziales dar. Dort hatten
sich die Zahlen fir die Kosten der Unterkunft im ersten Quartal in allen vier Monaten rund um die Grenze
von 8 Mio. Euro monatlich bewegt: Im Januar und April knapp unterhalb, im Februar und Marz sogar tber
dieser Grenze. Somit scheine nun auch der im Vorjahr bereits deutlich erhohte Ansatz von nahezu 93 Mio.
Euro fur das Gesamtjahr nicht auszureichen. Man habe monatlich eine Abweichung in der GréRenordnung
von 300 bis 350.000 Euro, hochgerechnet auf das Jahr also in einer GroRenordnung zwischen 3,5 bis 4 Mio.
Euro.

Weiterhin wirke sich das Tarifergebnis fir die Beschaftigten des o6ffentlichen Dienstes aus. Tariflich verein-
bart worden seien eine Steigerung von 3 Prozent und ein Sockelbetrag von mindestens 90 Euro. Konkret
Ubertragen auf die Kreisverwaltung bedeute dies eine Steigerung um 3,42 Prozent. In den Haushalt sei eine
durchschnittliche Tarifsteigerung von 2 Prozent eingeplant. Auszugleichen seien somit 1,42 Prozentpunkte,
in absoluten Zahlen mache dies 550.000 Euro aus.

Wenn man dann noch weitere einzelne, teilweise be- und entlastende Effekte mit einbeziehe, komme man
im Endeffekt auf die prognostizierte Verschlechterung von 4,15 Mio. Euro.

Noch nicht in diesem Ergebnis bericksichtigt sei eine mogliche politische Beschlussfassung zugunsten der
Schulsozialarbeit. Wirden die Arbeitsverhaltnisse entsprechend fortgesetzt, mache das ein Volumen von
etwa 2,1 Mio. Euro aus.

Bis vor Kurzem sei man davon ausgegangen, dass zur Deckung eine Rickstellung im Zusammenhang mit
nicht verbrauchten Mitteln aus dem Bildungs- und Teilhabepaket fur das Jahr 2012 in der Gré3enordnung
von 1,94 Mio. Euro zur Verfligung stiinde. Da nun eine Ruckforderung dieser Mittel durch den Bund erfolgen
werde, sei dies jetzt nicht mehr der Fall. Die 2,1 Mio. Euro missten daher aus allgemeinen, kreisumlagerele-
vanten Mitteln im Haushalt getragen werden.

Da das Schuljahr 2014/2015 nicht synchron mit den Haushaltsjahren sei, misse man dies aufteilen. So wur-
den 1,1 Mio. Euro noch im Jahr 2014 anfallen und eine weitere Million fiir das zweite Schulhalbjahr im Haus-
haltsjahr 2015.

Fir den Budgetbericht bedeute dies, dass man gedanklich noch 1,1 Mio. Euro hinzurechnen kénne. Also
aus 4,15 Mio. Euro wirden 5,25 Mio. Euro Abweichung in der Prognose auf das Jahresende. Die Ubrigen
1,0 Mio. Euro waren dann Thema fiir die Haushaltsberatungen im Herbst flir das Jahr 2015. Da misse die-
ser Betrag dann zusatzlich bereitgestellt werden.

Nach den Ausfuhrungen zum Budgetbericht geht Dr. Wilk auf den Jahresabschluss 2013 und die Prognose
fur den Haushalt ein.
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Das Eigenkapital des Kreises betrage zurzeit 5 Mio. Euro. Der Jahresabschluss 2013 schlieRe aufgrund der
Entwicklungen im Budget 50 mit einem negativen Ergebnis von rund 2,8 Mio Euro ab. Der letzte Budgetbe-
richt im vergangenen Jahr sei von einem noch schlechteren Ergebnis jenseits der 3,5 Mio. Euro ausgegan-
gen. Insofern habe man sich weniger verschlechtert. Insbesondere habe es entlastende Wirkungen durch
die Auswirkungen der haushaltswirtschaftlichen Sperre von September bis Dezember gegeben.

Minus 2,8 Mio. Euro Jahresabschluss 2013 bedeute, dass sich das Eigenkapital von den genannten 5 Mio.
Euro auf etwa 2,2 Mio. Euro reduzieren werde. Bei entsprechender Verwendung werde die Ausgleichsrick-
lage komplett verbraucht sein, und man werde auch die allgemeine Ricklage in einer Groftenordnung von
Uber 1 Mio. Euro angreifen.

Damit seien die Voraussetzungen nach der Gemeinde- und Kreisordnung erfillt, wonach auch der Kreis
Unna in die Haushaltssicherungspflicht fallen werde und ab dem dann folgenden Haushaltsjahr 2016 ein
Haushaltssicherungskonzept aufzustellen habe. Uber einen Konsolidierungszeitraum von zehn Jahren hin-
weg misse dann der Haushaltsausgleich wieder hergestellt werden. Die Haushaltssicherung werde fiir den
Kreis Unna aller Voraussicht nach nicht zu umgehen sein.

Hinzu komme, dass, wenn im Jahr 2014 der Budgetbericht mit einem Ergebnis jenseits der 4 bis 5 Mio. Euro
abschliel3en werde, auch das restliche Eigenkapital aufgebraucht werde. Damit rutsche man in das negative
Eigenkapital, d.h. dann sei man Uberschuldet.

Um das negative Eigenkapital wieder auszugleichen, ware der neue Kreistag im nachsten Jahr nach Fest-
stellung des Jahresabschlusses 2014 verpflichtet, eine pflichtige Sonderumlage in auskémmlicher Hohe zu
beschlielRen, die man dann von den kreisangehdrigen Stadten und Gemeinden in Raten erheben misste.
Da gébe es ausdrucklich keinen Ermessensspielraum fir den Kreistag.

Zudem werde der Kreistag in diesem Jahr tber die Erhebung einer Umlage nach dem Einheitslastenabrech-
nungsgesetz (ELAG-Bedarfsumlage) entscheiden mussen. Diese Umlage kénne 2014 noch zum Ausgleich
der Belastungen an den Kosten der deutschen Einheit erhoben werden, zu denen der Kreis konkret heran-
gezogen werde. Das sei in der Grdlkenordnung von 2,1 Mio. Euro zu veranschlagen, netto nach Abzug einer
vorhandenen Ruckstellung.

Man habe mit den Stadten und Gemeinden bereits Uber die Absicht der Erhebung einer solchen Umlage
gesprochen. Sie wirden diese akzeptieren, weil es sich hier um tatsachliche Lasten des Kreises handele,
bei denen die Stadte und Gemeinden per Saldo eine Rickzahlung in einer Gréenordnung von ca. 3,4 Mio.
Euro erhalten hatten.

Diese ELAG-Bedarfsumlage wirde dem Kreis noch in 2014 helfen, ihn aber ggf. nicht vor der Haushaltssi-
cherung oder auch der pflichtigen Sonderumlage bewahren, so Dr. Wilk.

Herr Goldmann bedankt sich fir die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN fiir die offenen, wenn auch erniich-
ternden Ausflhrungen des Kdmmerers im Hinblick auf die aktuelle Kassen- und Haushaltslage des Kreises.
Fur ihn stelle sich die Frage, ob man sich nicht tiber die Notwendigkeit eines Nachtragshaushaltes verstan-
digen sollte. Dies sollte zeithah zwischen alten und zuklnftig im Kreistag vertretenen politischen Kraften
gemeinsam mit der Verwaltungsspitze thematisiert werden.

Herr Jasperneite erklart fur die CDU-Fraktion ebenfalls, dass Herrn Dr. Wilks Ausfiihrungen und die von ihm
genannten Zahlen nachdenklich stimmten und es Zeit sei, sich noch intensiver Gedanken zu machen, auch
vor dem Hintergrund, dass die kreisangehorigen Kommunen ja auch nicht Gppig mit kommunalen Mitteln
ausgestattet seien. Nach Auffassung seiner Fraktion hatte man schon vor zwei Jahren praventive Mal3nah-
men im Sinne eines freiwilligen Haushaltssicherungskonzeptes ergreifen missen.
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Herr Dr. Wilk weist darauf hin, dass ein Haushaltssicherungskonzept nach der Gemeindeordnung an konkre-
te Voraussetzungen gekniipft sei. Mit den Grundsatzen zur Haushaltsplanung sei im vergangenen Oktober
unabhéngig von den Voraussetzungen der Gemeindeordnung eine freiwillige Selbstverpflichtung beschlos-
sen worden, die nun hier selbstverstandlich auch gelte. Auch beim Thema Schulsozialarbeit.

Dazu sei im Ausschuss fur Finanzen und Beteiligungen von Herrn Prof. Hofnagel die Frage gestellt worden,
wie sich das mit den Grundséatzen zur Haushaltsplanung vertrage, bzw. welche Deckungsvorschlage die
Verwaltung fur das Thema Schulsozialarbeit vorschlage. Die gebe es hierfur natirlich nicht ohne Weiteres.
Bei den Grundsatzen der Haushaltsplanung habe man ganz bewusst im vergangenen Jahr die Formulierung
aufgenommen, dass auch Antrage mit zusatzlichen belastenden Auswirkungen auf die Kreisumlage grund-
satzlich zulassig seien.

Herr Stalz erklart, die Freie Wahlergemeinschaften gingen davon aus, dass man den Klagen der Beamtinnen
und Beamten in Nordrhein-Westfalen stattgeben werde, den Besoldungsabschluss auch auf die héheren
Besoldungsstufen zu Ubertragen. Er erkundige sich, wie hoch dadurch die zusatzliche Belastung fir den
Haushalt sei. AuRerdem sei die Haushaltsmittelsperre ja ein sehr effektives Mittel in den letzten Jahren ge-
wesen, um zusatzlich zu sparen. Er wolle wissen, inwieweit man dies fir ein oder zwei Jahre weiter ausdeh-
nen kdénne?

Herr Dr. Wilk schlief3t sich der rechtlichen Einschatzung von Herrn Stalz zu den Erfolgsaussichten der
Rechtsstreitigkeiten hinsichtlich der Besoldungserhéhung an. Er glaube auch, dass diese Klage Erfolg haben
werde. Dann misse das Ergebnis auf alle Besoldungsgruppen linear Gbertragen werden, was zu einer weite-
ren zusatzlichen Belastung des Kreishaushaltes flihren wirde. Gegenwartig seien die Inhalte des beklagten
Besoldungsanpassungsgesetzes eingeplant. Man kdnne nicht jedes Risiko im Kreishaushalt im Rahmen von
Ruckstellungen abbilden. Eine konkrete Zahl kdnne er derzeit noch nicht nennen. Dazu misse noch genau
nachgerechnet werden, wie sich eine solche Entscheidung auf die aktiven Dienstbezlge, die Umlagezah-
lung an die Versorgungskasse und auf die Zufihrungen zu den Pensionsrickstellungen auswirke.

Eine Haushaltssperre schlief3e er fir dieses Jahr nicht aus. Man habe jedoch erst seit dem 4. April Uber-
haupt einen genehmigten Kreishaushalt und befande sich jetzt erst einen Monat in der normalen Haushalts-
bewirtschaftung. Vorher sei man in der vorldufigen Haushaltsfihrung ohne einen genehmigten Haushalt
gewesen. Wenn quasi am Folgetag gleich eine Haushaltssperre verhangt worden ware, dann durften jetzt
Uberhaupt nur noch unabweisbare Ausgaben getatigt werden in den gesperrten Bereichen, und dies sei auf
Dauer nur schwer durchzuhalten. Angesichts der Dramatik der Zahlen kénne er aber eine Haushaltssperre
fur dieses Jahr und auch fur die Zukunft sicher nicht ausschlief3en.

Der Kreistag nimmt den Budgetbericht zur Kenntnis.

Punkt7 057/14 Erganzung der 2. Fortschreibung des Rettungsdienstbedarfsplanes fiir den
Kreis Unna

Beschluss
Der Erganzung der 2. Fortschreibung des Bedarfsplanes fiir den Rettungsdienst des Kreises Unna wird zu-
gestimmt.

Abstimmungsergebnis
einstimmig beschlossen
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Punkt 8 059/14 Wiedereinfiihrung der Altkennzeichen LH und IS im Kreis Unna;
Antrag der CDU-Fraktion vom 17.04.2014

Erérterung
Frau Cziehso schlagt folgende Anderung im Text des Antrages der CDU-Fraktion vor: Anstatt ,die erforderli-

chen Schritte” sollte es die ,erforderlichen Gesprache mit dem Markischen Kreis und dem Kreis Coesfeld*
lauten und am Ende sollte ,und im Kreistag die Ergebnisse vorzustellen sowie gegebenenfalls eine Be-
schlussfassung vorzuschlagen® angefiigt werden.

Herr Jasperneite sehe flir die CDU-Fraktion da textlich keine wesentlichen Veranderungen, daher kénne
man dieser Anderung zustimmen.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN werde hier nicht zustimmen, so Herr Goldmann, da man weder den
Antrag noch den redaktionellen Erganzungsvorschlag der SPD inhaltlich nachvollziehen kénne. Es sei nicht
Aufgabe und Auftrag des Landrates, mit dem Landrat des Markischen Kreises Kontakt hinsichtlich der Wie-
dereinfiihrung eines 1S-Kennzeichens aufzunehmen.

Herr Sell erklart, die Fraktion DIE LINKE. schlieRe sich der Meinung der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN an. Man werde nicht zustimmen.

Die von der SPD-Fraktion vorgeschlagenen Anderungen zum vorliegenden Antrag werden von der CDU-
Fraktion Gbernommen. Abgestimmt wird somit Gber den gednderten Antrag.

Beschluss

Der Landrat wird beauftragt, auf Grundlage des Erlasses des Ministeriums fir Bauen und Verkehr des Lan-
des Nordrhein-Westfalen vom 24. Januar 2014 (Az. lll B 2-21-13/410) die erforderlichen Gesprache mit dem
Markischen Kreis und dem Kreis Coesfeld zur Wiedereinfihrung der Altkennzeichen LH und IS im Kreis
Unna zu fuhren und im Kreistag die Ergebnisse vorzustellen sowie gegebenenfalls eine Beschlussfassung
vorzuschlagen.

Abstimmungsergebnis

mehrheitlich beschlossen (56 Ja-Stimmen der Fraktionen SPD, CDU, FDP, der FWG-Gruppe und des Land-
rates, 13 Nein-Stimmen der Fraktionen DIE LINKE., BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN
sowie der GFL-Gruppe)

Punkt9  049/14 Fortfiihrung der Schulsozialarbeit im Schuljahr 2014/2015

Erérterung:
Herr Landrat Makiolla erlautert, dass die Verwaltungsdrucksache 049/14 obsolet sei, da man bei Ziffer 3

aufgrund des entsprechenden Erlasses des Bundessozialministeriums keine Refinanzierung mehr habe. Von
daher ziehe er diesen Beschlussvorschlag zurlick, sodass nun der gemeinsame Antrag der Fraktionen SPD,
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und DIE LINKE. vom 30.04.2014 (DS 070/14) vorliege. Zu diesem gemeinsa-
men Antrag habe die CDU-Fraktion am 05.05.2014 einen Anderungsantrag (DS 072/14) gestellt.
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Herr Makiolla teilt mit, dass er die Angelegenheit am 30.04.2014 auf der Blrgermeisterkonferenz mit den
Vertretern der kreisangehdrigen Stadte und Gemeinden besprochen habe und die Blrgermeister einhellig
mitgeteilt hatten, dass sie diesem, im gemeinsamen Antrag beschriebenen Weg, zustimmten und einen sol-
chen Beschluss des Kreistages akzeptieren wirden.

Frau Cziehso begriindet fir die Antragsteller den gemeinsamen Antrag und erklart, dass man sich Uber die
Sinnhaftigkeit der Schulsozialarbeit im Kreis Unna einig sei. Es handele sich um ein seit 2011 etabliertes
System, welches Schiilerinnen und Schiiler in besonderen Problemlagen Hilfen anbiete, aber insbesondere
das Thema Ubergang Schule und Beruf in den Blick nehme. Nachdem die urspriingliche Beschlussvorlage
nicht mehr zum Tragen komme, misse an dieser Stelle allerdings abgewogen werden, was jetzt das richtige
Instrument sei und dies in enger Abstimmung mit den kreisangehdrigen Kommunen, die die Lasten dieser
Aktion tragen mussten.

Man schlage daher vor, dass die Schulsozialarbeit, wie bisher, gemeinsam mit den kreisangehérigen Kom-
munen fir das Schuljahr 2014/2015 fortgefiihrt werde. Im nachsten Schritt solle der Landrat seine Bem-
hungen um eine Finanzierung uber Bund oder Land fiur die Schulsozialarbeit fortsetzen. Hier sehe man Bund
und Land in der Pflicht. Des Weiteren wolle man, dass die Schulsozialarbeit, und dies sei auch mit den
Kommunen verabredet, unter der Federflihrung des Kreises koordiniert ab 2015 so aufgestellt werde, dass
sie noch effizienter werde und vor allen Dingen unter bestimmten Themenstellungen aufgestellt werden kon-
ne, insbesondere unter dem Thema Ubergang Schule und Beruf.

Der Forderung im Antrag der CDU, aus dem Gesprachs- oder Forderungsauftrag an den Landrat den Bund
herauszustreichen, dirfe man auf keinen Fall nachkommen. Erst einmal misse man alle méglichen Finan-
ziers benennen und sie als Adressaten der Forderung formulieren. Insbesondere beim Bund stehe ein Be-
trag von 6 Mio. Euro fir Bildung in Aussicht, wo man hoffe, dass der Bund Uber das Land einen Teil dieser
Mittel zweckgebunden fur Schulsozialarbeit zur Verfigung stelle.

Daruber hinaus beantrage die CDU-Fraktion, dass auch die Kommunen im Starkungspakt an dieser Fortfuh-
rung der Schulsozialarbeit teilnehmen kénnen. Das wolle man auch, aber dazu musse der Landrat keinen
Auftrag erhalten, da die Kommunen im Starkungspakt durchaus auch freiwillige Aufgaben erflllen durften,
sofern sie ihr Sanierungsziel erflllten, also mdglicherweise an anderer Stelle etwas einsparten.

Dem letzten Punkt des CDU-Antrages kdnne man auch nicht zustimmen, da man die Schulsozialarbeit, nicht
ausschlielich, aber doch unter einen Schwerpunkt stellen wolle und das im Einvernehmen mit den Kommu-
nen. Das gehe nur, wenn man es in einem gemeinsamen Konzept entwickeln und umsetzen wirde und nicht
jeder an seinen Schulen die Schulsozialarbeit in seinem Sinne installiere. Man bitte daher um Zustimmung
zum gemeinsamen Antrag.

Herr Jasperneite erklart fur die CDU-Fraktion, dass man bei der Schulsozialarbeit die Verantwortung nicht
beim Bund, sondern beim Land sehe. Also misse man das Land Nordrhein-Westfalen auffordern, die Finan-
zierung der Schulsozialarbeit sicherzustellen und dies solle auch so formuliert werden.

Zudem wolle man sichergestellt wissen, dass der Landrat in seinen Gesprachen mit dem Land darauf hin-
wirke, dass auch die Kommunen in dem Sinn und Umfang Geld fir die Schulsozialarbeit ausgeben durften,
wie sie es wollten, auch wenn sie Starkungspaktkommune seien.

Und als Drittes wolle man, dass die Kommunen fir ihre eigenen Aufgaben zustandig seien. Deswegen bitte
man um Zustimmung zum CDU-Antrag. Falls dieser keine Mehrheit finden wirde, signalisiere man, dass die
CDU-Fraktion dem gemeinsamen Antrag dann trotzdem zustimmen werde.

Herr Goldmann erinnert daran, dass Ausgangspunkt fir das Bildungs- und Teilhabepaket das Urteil des

Bundesverfassungsgerichts vom Februar 2010 gewesen sei, wonach die Berechnung des Regelsatzes nach
SGB Il vom Bundesverfassungsgericht verworfen worden sei, insbesondere, weil man Kindern und Jugendli-
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chen bei der Berechnung gerade dieser Regelsatze einen Mindestanspruch auf Teilhabe am gesellschaftli-
chen, kulturellen und politischen Leben zugestanden habe. Mit dem Bildungs- und Teilhabepaket habe die
Bundesregierung genau auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes reagiert.

Viele Kommunen im Kreis Unna hatten in den vergangenen drei Jahren auch genau hierauf reagiert und
entsprechende Strukturen fiir die Schulsozialarbeit geschaffen, um Kindern und Jugendlichen in prekaren
Lebenssituationen mit dieser Hilfe eine angemessene Teilhabe zu ermdglichen. Insofern sehe man Uber-
haupt nicht, dass der Bund, der diese MaRnahme angeschoben und angestof3en habe, wenn auch nur fur
eine Finanzierungsdauer von drei Jahren, aus dieser Verpflichtung entlassen werden solle.

Mit Blick auf den Koalitionsvertrag und die Aussagen im Rahmen des Bundestagswahlkampfes habe es
klare Zusagen hinsichtlich einer Entlastung der Kommunen gegeben. Mit den jetzt getroffenen Entscheidun-
gen komme man den Erwartungen nicht nach. Deswegen habe konsequenterweise auch die Landesregie-
rung Nordrhein-Westfalen entschieden, gemeinsam mit Niedersachsen und Mecklenburg-Vorpommern ge-
gen diese Entscheidung zu Lasten der kommunalen Familie als Trager der Grundsicherung vorzugehen.
Man freue sich, dass sich ein breiter politischer Konsens zur Fortfilhrung der Schulsozialarbeit abzeichne
und halte dies trotz aller finanziellen Schwierigkeiten fur eine richtige, sachlich ausgewogene und notwendi-
ge Entscheidung, da ein hoher Bedarf und die Notwendigkeit am Bestand dieser Einrichtung aus Sicht der
Fraktion der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bestehe.

Herr Klostermann erklart, es sei flur die FDP-Fraktion inhaltlich unstrittig, dass die Schulsozialarbeit eine
wichtige Einrichtung und damit unverzichtbar fir den Kreis Unna sei. Finanzpolitisch betrachtet habe man
lange Uberlegt, ob man die klammen Stadte und Gemeinden mit den Finanzierungskosten von rund 2 Mio.
Euro belasten kdnne oder nicht.

Die FDP-Fraktion sei der Meinung, dass die Schulsozialarbeit klar Landersache sei. Wenn die inhaltliche
Koordination nicht von der rot-grinen Landesregierung ibernommen werde, sei man vor Ort sicherlich in der
Lage, das Ganze zu Uibernehmen. Was der Kreis Unna allerdings nicht dauerhaft Gbernehmen kénne, sei die
dazu gehoérende Finanzierung. Hier sédhen die Liberalen die rot-grine Landesregierung in der Pflicht, gingen
allerdings davon aus, dass diese auch in Zukunft nicht fur eine Finanzierung der Schulsozialarbeit eintreten
werde.

Nach Abwagung aller Fir und Wider habe man sich dazu entschlossen, die Finanzierung der Schulsozialar-
beit flr das Schuljahr 2014/2015 durch den Kreis Unna, wie vorgeschlagen, mitzutragen.

Man mache aber bereits deutlich, dass diese Finanzierung nur eine Briickenfinanzierung sei und nicht dau-
erhaft vom Kreis Unna Ubernommen werden kdnne. Deshalb mussten zukinftig die Staddte und Gemeinden
selbst entscheiden, ob und in welchem Umfang sie die Schulsozialarbeit weiterhin ausgestalten mdchten
und finanziell tragen kdnnten. Hierzu werde empfohlen, dass die Kommunen sich bis zum Jahresende kon-
zeptionell aufstellten, damit entsprechende Haushaltsmittel vor Ort ab dem 2. Haushaltsjahr 2015 mit einge-
plant werden kénnten.

Die FDP-Fraktion sehe interkommunale Zusammenarbeit auf diesem Gebiet gerne, allerdings halte man es
nicht fir notwendig, dass hier ein einheitliches Konzept zusammen mit dem Kreis Unna entwickelt werden
musse. Man werde deshalb dem Antrag der CDU-Fraktion entsprechend zustimmen.

Im Zusammenhang mit der Finanzierung der Schulsozialarbeit verweise er auf die im Kreistag beschlosse-
nen Haushaltsgrundsatze, die besagten, dass bei Ubernahme von weiteren, insbesondere freiwilligen Auf-
gaben eine Gegenfinanzierung vom Antragsteller vorgeschlagen werden musse. Dieser Vorschlag fehle in
dem gemeinsamen Antrag aber seitens der Antragssteller. Hier musse der Verweis dazu, dass die Finanzie-
rung durch eine entsprechende Umlageerhdhung erfolgen werde, gerne auch mit dem Zusatz, dass dazu die
Zustimmung der Blrgermeister vorliege.
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Schulsozialarbeit, da sei man sich laut Herrn Stalz von der Freien Wahlergemeinschaft einig, sei so sinnvoll
und so wertvoll, dass sie weiterfinanziert werden misse und zwar nicht nur zeitweise, sondern auf Dauer,
egal, ob man da nun in Richtung Bund oder Land verweise. Wichtig sei es auch, den Betroffenen ein Signal
zu geben. Es sollte deutlich gemacht werden, dass man die ca. 100 Schulsozialarbeiterinnen und -arbeiter
im Kreis Unna weiterhin brauche und auch weiterhin beschaftigen wolle.

Die Schulsozialarbeit sei keine schulspezifische Aufgabe, sondern eine soziale Aufgabe, die einen grof3en
Rahmen betreffe, und soziale Aufgaben zu finanzieren, sei keine kommunalspezifische, sondern musse eine
gesamtstaatliche Aufgabe sein. Man misse grundlegend und nachhaltig bestimmte Dinge klar und deutlich
regeln, damit man den Betroffenen Planungssicherheit geben kénne.

Herr Landrat Makiolla weist mit Bezug auf den Antrag der CDU-Fraktion darauf hin, das
Starkungspaktkommunen durchaus freiwillige Ausgaben tatigen kdnnten. Da gebe es grundsatzlich rechtlich
gesehen keine Bedenken. Das hange letztlich davon ab, wie man den Haushaltsausgleich hinbekomme. Die
Stadt Oberhausen als Starkungspaktkommune habe mit ihrer Kommunalaufsicht das Problem, die Schulso-
zialarbeit kiinftig aus kommunalen Mitteln zu bezahlen, geldst und das gelte auch fiir uns und die Stadte und
Gemeinden im Kreis Unna. Somit sei dieser Punkt des CDU-Antrages eigentlich obsolet.

In Anknipfung an die Ausfiihrungen von Herrn Klostermann weise er darauf hin, dass in der Blrgermeister-
konferenz am 30.04.2014 natirlich auch Uber das weitere Vorgehen und ein mégliches gemeinsames Kon-
zept diskutiert worden sei. Schuldezernent Dr. Timpe habe dazu die Schuldezernenten der kreisangehdrigen
Stadte und Gemeinden zu einer Sitzung am 14.05.2014 eingeladen. Da solle ein Prozess vereinbart werden,
wie die kreisangehérigen Stadte und Gemeinden konzeptionell in dieser Frage weiterarbeiten wollen. Uber
den Gang der Gesprache werde man die politischen Gremien des Kreises unterrichten.

Nachfolgend wird zunachst Uber den Anderungsantrag der CDU-Fraktion (Drucksache 072/14) abgestimmt,
zu dem Herr Jasperneite Einzelabstimmung der drei Antragspunkte beantragt. Es herrscht Einvernehmen
Uber die Einzelabstimmung.

AnschlieBend wird liber den gemeinsamen Antrag der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und DIE
LINKE (Drucksache 070/14) abgestimmt.

Punkt 9.2 072/14 Fortfiihrung der Schulsozialarbeit im Schuljahr 2014/2015;
Antrag der CDU-Fraktion vom 05.05.2014 zur DS 049/14

Erérterung
s. unter Punkt 9

Beschluss
Der Antrag der CDU-Fraktion (Drucksache 072/14) wird abgelehnt.

Abstimmungsergebnis
Uber den Antrag wird Punkt fir Punkt abgestimmt:

1. streiche (Ziffer 3 Zeile 2):
(-..) bzw. des Bundes(...)
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Abstimmungsergebnis

mehrheitlich abgelehnt (49 Nein-Stimmen der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, FDP, DIE
LINKE. und des Landrates sowie der FWG- und GFL-Gruppe, 20 Ja-Stimmen der
CDU-Fraktion)

2. erganze( Ziffer 3 nach Satz 1)
Darlber hinaus wird der Landrat beauftragt, in den Gesprachen mit dem Land darauf hinzuwirken, dass
auch Kommunen im Starkungspakt Kommunalfinanzen nach dem 30.06.2015 die Schulsozialarbeit fort-
fuhren kénnen.

Abstimmungsergebnis

mehrheitlich abgelehnt (45 Nein-Stimmen der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, DIE LINKE.
und des Landrates sowie der FWG- und GFL-Gruppe, 24 Ja-Stimmen der Frakti-
onen CDU und FDP)

3. erganze (Ziffer 3 am Ende)
Dabei ist zwischen den Aufgaben des Kreises und den Aufgaben der kreisangehdrigen Kommunen zu
unterscheiden. Die originare Zustandigkeit des Kreises zur dauerhaften Absicherung der Schulsozialar-
beit besteht bei den Berufskollegs und den kreiseigenen Férderschulen und sollte sich darauf konzentrie-
ren.

Abstimmungsergebnis

mehrheitlich abgelehnt (45 Nein-Stimmen der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, DIE LINKE.
und des Landrates sowie der FWG- und GFL-Gruppe, 24 Ja-Stimmen der Frakti-
onen CDU und FDP)

Punkt 9.1 070/14 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
DIE LINKE. vom 30.04.2014 zur DS 049/14

Beschluss

1. Zur Sicherstellung einer Fortsetzung der Schulsozialarbeit in den Stadten und Gemeinden sowie beim
Kreis Unna im bisherigen vertraglichen Rahmen bis zum 30.06.2015 werden aufRerplanmafig aus dem
Kreishaushalt 2014 Mittel in H6he von maximal rund 1,1 Mio. € zur Verfligung gestellt (6 Monate). Im
Haushalt des Kreises Unna fir das Jahr 2015 werden dartber hinaus Mittel in HOhe von maximal rund
1,0 Mio.€ (5 Monate) eingeplant.

2. Zur Finanzierung sind vorrangig die bisher nicht verwendeten, fur die Schulsozialarbeit aber zweckge-
bundenen Mittel des Jahres 2013 sowie ausgezahlte, aber nicht verbrauchte Mittel aus Vorjahren auf
der Grundlage noch vorzulegender Gesamtverwendungsnachweise einzusetzen.

3. Der Landrat wird beauftragt, die bisherigen Bemiihungen um eine Ubernahme der Kosten oder einer
finanziellen Beteiligung seitens des Landes bzw. des Bundes fortzusetzen. Dariiber hinaus ist zeitnah
damit zu beginnen, ein Konzept zur Weiterentwicklung und Finanzierung der zusatzlichen Schulsozial-
arbeit ab dem Schuljahr 2015/2016 gemeinsam mit den Stadten und Gemeinden im Kreis Unna zu ent-
wickeln.

Abstimmungsergebnis
einstimmig beschlossen (2 Enthaltungen der CDU-Fraktion)

Seite 15 von 21



Punkt 10 009/14 Sicherstellung und Finanzierung der Verbraucherberatung im Kreis Unna

Beschluss

Der Landrat wird beauftragt, die 1. Anderungsvereinbarung mit der Stadt Schwerte und der Verbraucherzent-
rale NRW hinsichtlich der weiteren Sicherstellung und Finanzierung der allg. Verbraucherberatung im Kreis
Unna (hier: Beratungsstelle Schwerte) abzuschlief3en.

Abstimmungsergebnis
einstimmig beschlossen

Punkt 11 Selbsthilfebewegung im Kreis Unna zukunftssicher machen

Erérterung
Die Einzelantrage der SPD-Fraktion vom 17.03.2014 (Drucksache 039/14) und der Fraktion BUNDNIS

90/DIE GRUNEN vom 02.04.2014 (Drucksache 046/14) werden ersetzt durch den gemeinsamen Antrag der
Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und DIE LINKE. vom 30.04.2014 (Drucksache 069/14).

Mit dem gemeinsamen Antrag, so Herr Kolar von der SPD-Fraktion, wirdige man die fur den Kreis Unna
und die kreisangehorigen Stadte und Gemeinden so wichtige, ehrenamtliche Arbeit der Selbsthilfe in Ver-
knipfung mit professioneller Unterstitzung und schaffe fur ihre Arbeit einen verlasslichen, mittelfristigen
Rahmen. Mit der zusatzlichen Aufwandsentschadigung erkenne man die Arbeit der Selbsthilfesprecher an.
Zudem sei es ein ausdricklich positives politisches Signal, wenn man sage, die Kontakt- und Informations-
stelle K.1.S.S. in ihrer momentanen Ausstattung, sei gut so. Man wolle zudem die drei Standorte der
Gesundheitshauser fur die Selbsthilfe erhalten und sie auch kostenneutral fir sie zur Verfiigung stellen. Re-
gelmaRige Berichte im dafur zustandigen Ausschuss fiur Gesundheit und Verbraucherschutz unterstitzten
die Zusammenarbeit zwischen Selbsthilfe und Politik. Er danke ausdrucklich fur die zielfihrende und kon-
struktive Zusammenarbeit mit den hier antragstellenden Parteien und hoffe, dass der Antrag im Sinne einer
mittelfristigen Unterstutzung fir die Selbsthilfe auch von den anderen mitgetragen werde.

Frau Hosang von der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bekraftigt, dass die Selbsthilfegruppen ein wichti-
ger Eckpfeiler in der Kreisgesundheitspolitik seien, was auch so bleiben miisse. Ziel der Fraktion BUNDNIS
90/DIE GRUNEN sei es, die professionelle Unterstiitzung der Selbsthilfegruppen in den beiden Gesund-
heitshdusern und im Treffpunkt Gesundheit festzuschreiben und bis 2020 so zu gewahrleisten.

Die wertvolle und nachhaltige soziale Arbeit der Selbsthilfegruppen helfe insbesondere den Betroffenen und
spare nachhaltig Folgekosten, so Herr Stalz von der Freien Wahlergemeinschaft. Folgekosten, die in der
Groélenordnung um ein Vielfaches héher seien als die Zuwendungen, die die Selbsthilfegruppen mit 20.000
Euro jahrlich bekommen sollten. Man unterstiitze diesen Antrag daher, schlage aber vor, diesen Kostenrah-
men bis zu 25.000 Euro auszuweiten, um mehr Spielraum fir die Selbsthilfegruppen zu bieten. Als Finanzie-
rungsvorschlag kénnten die Zuwendungen an die Fraktionen und Gruppen im Haushaltsjahr um 5.000 Euro
gekiirzt werden. Dies sei ein Anderungsantrag zum vorliegenden gemeinsamen Antrag.

Auch die FDP-Fraktion kdnne laut Herrn Senkel dem gemeinsamen Antrag grundsatzlich zustimmen, habe
aber Bedenken, die Vereinbarung bis 2020 abzuschlieRen. In den vergangenen Jahren habe man auch Ver-
einbarungen mit anderen Tragern im Sozial- und auch Gesundheitsbereich abgeschlossen, die aus gutem
Grund alle befristet gewesen seien. Angesichts der Tatsache, dass dieses Thema, insbesondere das der
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Gesundheitshduser, im Konsolidierungspaket noch nicht abgearbeitet sei und es noch eine Menge an Un-
wagbarkeiten gebe, auf die die kiinftigen Haushalte des Kreises reagieren missten, wolle man bei dieser
Festlegung bis 2020 nicht mitziehen, sondern das erst einmal, wie bei allen anderen Absprachen auch, auf
2015 begrenzen. Man stelle den Anderungsantrag, (iber die Ziffer 7 extra abzustimmen.

Herr Klostermann erganzt, dass man die Befristung bis 2020 auch deshalb nicht fir gut erachte, da man
einen neuen Dezernenten bekommen werde und sehen wolle, ob es unter Umstanden zuklinftig Ideen gebe,
diese Aufgaben mdglicherweise anders zu finanzieren.

Die CDU-Fraktion sehe den gemeinsamen Antrag vor dem Hintergrund der Wahlen, so Herr Jasperneite, da
im jungsten Kreisausschuss mitgeteilt worden sei, dass es aktuell keine Bestrebungen im Kreis Unna gebe,
die Selbsthilfebewegung zu reduzieren. Der Kreistag habe im Rahmen der Haushaltskonsolidierung be-
schlossen, diesen Themenkomplex noch mal zu lGberdenken und zu erfassen, ob man maoglicherweise bei
gleichen und ahnlichen Quantitaten und Qualitaten Geld sparen kénne. Das sei noch ein Auftrag, der in der
Finanzstrukturkommission behandelt werden misse, und daher werde man eine Aussage der Verwaltung
dazu erwarten. Unter diesen Gesichtspunkten werde die CDU-Fraktion auch in Zukunft die Selbsthilfegrup-
pen unterstitzen, diesen Antrag aber ablehnen.

Frau Cziehso erklart fiir die SPD-Fraktion, dass man mit der Festschreibung bis 2020 der Selbsthilfe flr
einen gewissen Zeitraum Planungssicherheit bieten wolle. Einer getrennten Abstimmung Uber diesen Punkt
des Antrags stimme sie zu.

Der Betrag fiir die Selbsthilfe sei auch in Absprache mit dem Sprecherrat von 17.900 auf 20.000 Euro erhéht
worden.

Hinsichtlich der personellen Ausstattung der Selbsthilfe oder Betreuung durch die K.I.S.S. enthalte der An-
trag die Formulierung ,nach MalRgabe der jahrlichen Haushaltsentscheidungen auf der Grundlage der Basis-
ausstattung des Jahres 2014".

In Zukunft wolle man noch engeren Kontakt mit dem Sprecherrat und den einzelnen Gruppen halten und
sich nicht auf Berichte beschranken, sondern auch thematisch mit der Selbsthilfe zusammen arbeiten, so wie
man das auch jetzt mit dem Gesundheitsausschussvorsitzenden begonnen habe. Man bitte daher um Zu-
stimmung zu dem Antrag.

Herr Jasperneite erkundigt nach der bestehenden Beschlusslage zu diesem Themenkomplex in der Finanz-
strukturkommission.

Herr Landrat Makiolla erklart, dass in der Finanzstrukturkommission durchaus schon konzeptionell Uber den
Bereich Selbsthilfe, Organisation, Unterstitzung von Selbsthilfe diskutiert worden sei. Es sei bisher jedoch
noch nicht zu einer Einigung Uber ein weiteres Vorgehen gekommen. Wenn der gemeinsame Antrag heute
beschlossen wirde, hatte der Kreistag damit eine solche Entscheidung getroffen, sodass aus Sicht der Ver-
waltung dann nichts mehr zu veranlassen sei.

Nach Meinung von Frau Cziehso sollte es auch in der neuen Wabhlperiode eine Strukturkommission geben,
in der Uber die Selbsthilfe noch einmal geredet werden sollte. Nicht schwerpunktmafig dariber, Personal zu
einzusparen, aber darlber, wie man, gemeinsam mit der Selbsthilfe, Dinge effizienter und besser gestalten
kbénne.

Herr Landrat Makiolla lasst zunéachst tiber den Anderungsantrag der Freien Wahlergemeinschaft, den unter
der Ziffer 3 im gemeinsamen Antrag genannten Betrag von 20.000 auf 25.000 Euro anzuheben, abstimmen.
Der Anderungsantrag wird mehrheitlich abgelehnt (66 Nein-Stimmen der Fraktionen SPD, CDU, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN, DIE LINKE., der GFL-Gruppe sowie des Landrates, 2 Ja-Stimmen der FWG-Gruppe).
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Dann folgt die Abstimmung lber den Anderungsantrag der FDP-Faktion. Es wird mehrheitlich beschlossen
die Ziffer 7 in dem gemeinsamen Antrag zu belassen (45 Ja-Stimmen der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, DIE LINKE., der FWG- und GFL-Gruppe sowie des Landrates, 23 Nein-Stimmen der Fraktionen
CDU und FDP).

AnschlieRend wird (iber den unverénderten gemeinsamen Antrag der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und DIE LINKE. vom 30.04.2014 (Drucksache 069/14) abgestimmt.

Punkt 11.1 039/14 Antrag der SPD-Fraktion vom 17.03.2014

Erdérterung
s. unter Punkt 11

Punkt 11.2 046/14 Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom 02.04.2014

Erérterung
s. unter Punkt 11

Punkt 11.3 069/14 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und

DIE LINKE. vom 30.04.2014

Beschluss

Der Landrat wird beauftragt, mit dem Sprecherrat der Selbsthilfebewegung im Kreis Unna eine Vereinbarung
abzuschlieRen, der die Aufgabenbereiche, die Art der Aufgabenwahrnehmung und die Rahmenbedingungen
der Zusammenarbeit zwischen der Selbsthilfe-Bewegung im Kreis Unna und dem Kreis Unna festlegt. Be-
achtet werden sollen folgende Eckpunkte bei der Gestaltung der Vereinbarung:

1.

Die Vereinbarung wird zwischen dem Sprecherrat und dem Kreis Unna unter folgender Zielsetzung

abgeschlossen:

- Weiterentwicklung und Starkung selbsthilfeférdernder Angebote und Potenziale

- Fodrderung eines selbsthilfefreundlichen Klimas im Kreis Unna und Starkung des ehrenamtlichen,
selbsthilfeférdernden Engagements

- Hilfe bei der Verbesserung der Gesundheitskompetenz Betroffener

Der Sprecherrat ist die Interessenvertretung der Selbsthilfegruppen im gesamten Kreis Unna, er ist

Ansprechpartner fir alle Beteiligten.

Der Kreis Unna gewahrt den Selbsthilfegruppen einen Zuschuss von 20.000 Euro p.A. zuzlglich einer

jahrlichen Pauschale von 1.200 Euro fur die Arbeit des Sprecherrats.

Der Kreis Unna halt an drei Standorten Gesundheitshauser (in Unna, Linen und Schwerte) und die

Kontakt- und Informationsstelle fir Selbsthilfegruppen (K.I.S.S.) vor. Die Ausstattung der K.I.S.S. erfolgt

bedarfsgerecht und angemessen nach Malgabe der jahrlichen Haushaltsentscheidungen auf der

Grundlage der Basisausstattung des Jahres 2014. Den Selbsthilfegruppen werden Raumlichkeiten und

weitere Unterstutzungsleistungen unentgeltlich zur Verfigung gestellt.

Kreis und Sprecherrat der Selbsthilfebewegung bewerten und entwickeln die Unterstiitzungsleistungen

fortlaufend und berichten einmal jahrlich im Ausschuss fur Gesundheit und Verbraucherschutz. Der

Kreis unterstiitzt auch in denjenigen Kommunen, die iber kein Gesundheitshaus verfiigen, die Selbsthil-
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febewegung. Der Vertrag mit dem Sprecherrat der Selbsthilfegruppen tritt am 01.07.2014 in Kraft und
endet am 30.06.2020.

Abstimmungsergebnis

mehrheitlich beschlossen (48 Ja-Stimmen der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, FDP, DIE
LINKE., der FWG- und GFL-Gruppe sowie des Landrates, 20 Nein-Stimmen der
CDU-Fraktion)

Punkt 12 Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen

1. Haushaltsgenehmigung durch die Kommunalaufsicht
Herr Kreisdirektor Dr. Thomas Wilk weist darauf hin, dass seit dem 4. April 2014 ein genehmigter Kreis-
haushalt 2014 vorliege. Er wolle auf einige bemerkenswerte Passagen in dieser Genehmigung eingehen,
die - da der Haushalt ja ein Gemeinschaftswerk sei - Verwaltung und Politik in ihrer Arbeit unter den ge-
gebenen, aulRerst schwierigen Rahmenbedingungen bestatigen sollten.
Der letzte Haushalt sei dadurch gepragt gewesen, dass der Hebesatz um 0,8 Punkte abgesenkt worden
sei auf 46,7 Punkte. Leider gabe es trotzdem die gestiegene Zahllast bei den Stadten und Gemeinden,
die aber noch hdéher gewesen ware, wenn der Kreis den Hebesatz nicht abgesenkt hatte. Das werde
durch die Bezirksregierung Arnsberg positiv bewertet.
Dann habe es die Giber 20seitige Stellungnahme der Stadte und Gemeinden in Form einer Situationsana-
lyse und eines sogenannten Beschlussmemorandums gegeben. Dazu werde in der Genehmigung deut-
lich hervorgehoben, dass der Kreis Unna sich intensiv damit auseinander gesetzt habe und das ja auch
Wirkung zugunsten der Stadte und Gemeinden gezeigt hatte.
Des Weiteren werde anerkannt, durch welche sozialen Transferleistungen, insbesondere mittelbar durch
die LWL-Umlage, aber auch direkt durch die hohen Kosten der Unterkunft, der Kreishaushalt stark einge-
engt werde.
Ein weiterer Punkt sei der Stellenabbau, den die Kreisverwaltung im vergangenen Jahr vorgenommen
habe. Die Entwicklung zeige, dass die umlagerelevanten Stellen, die die Stddte und Gemeinden unmit-
telbar betrafen, in den letzten Jahren stetig gesunken seien. Im Vergleich mit anderen Kreisen im Regie-
rungsbezirk trete der Kreis Unna bei den Personalaufwendungen tendenziell positiv hervor.
Hervorgehoben wirden des Weiteren die Investitionen des Kreises, insbesondere in die energetische
Sanierung der Berufskollegs und in einzelne, ausgewahlte StraRenbaumalinahmen. Diese MaRnahmen
wirden zu einer dauerhaften Entlastung fur die kreisangehdérigen Kommunen fihren.
AuRerdem seien die Verbindlichkeiten des Kreises in den letzten Jahren insgesamt deutlich reduziert
worden.
Dies seien Dinge, die nicht in jeder Genehmigung stlinden und wortber man sich angesichts der schwe-
ren Haushaltsituation freuen kénne.

2. Tarifverhandlungen Neue Philharmonie Westfalen
Herr Landrat Makiolla berichtet, dass der Tragerverein der Neuen Philharmonie Westfalen zurzeit Haus-
tarifverhandlungen mit der Musikergewerkschaft und den Musikern fihre. Hintergrund sei der zu Beginn
des Jahres erfolgte bundesweite Tarifabschluss zwischen den Musikern aller Orchester, die im Arbeitge-
berverband organisiert seien und dem Arbeitgeberverband, der die Trager vertrete. Eine Umsetzung die-
ses Tarifabschlusses wurde erhebliche Mehrkosten fur die Trager von Orchestern bedeuten. Der Kreis
Unna und die Stadte Gelsenkirchen und Recklinghausen, die Starkungspaktkommunen seien, konnten

Seite 19 von 21



diese zusatzlichen Belastungen nicht tragen. Von Seiten des Tragervereins habe man daher geltend ge-
macht, dass man nicht in der Lage sei, diesen Abschluss umzusetzen und Widerspruch dagegen einge-
legt.

Nun verhandele man mit der Gewerkschaft der Deutschen Orchestervereinigung seit 30. April Gber einen
Haustarifvertrag. Ein erstes Angebot sei abgelehnt worden. Man hoffe, dass es gelingen werde, sich mit
der Gewerkschaft auf einen Kompromiss zu verstandigen. Dazu werde dann auch eine Mitteilung in den
Gremien des Kreistages erfolgen.

Er weise darauf hin, dass es im Rahmen der Tarifverhandlungen durchaus méglich sei, dass die Musiker
in den nachsten Wochen Arbeitskampfmalinahmen ergreifen kénnten.

3. Kreisgesundheitskonferenz am 07.05.2014
Herr Landrat Makiolla teilt mit, dass am 08.05.2014 die 9. Kreisgesundheitskonferenz stattfinde. Das sei
fur die Diskussion uber die gesundheitliche Versorgung im Kreis Unna ein ganz wichtiger Termin. Er hoffe
auf eine zahlreiche Teilnahme.

Punkt 12.1 071/14 Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom 30.04.2014 zu einer
Stellungnahme des Kreises zur Aufsuchungserlaubnis NRW Nord;

Erdrterung
Baudezernent Dr. Detlef Timpe teilt mit, dass der Kreisverwaltung zurzeit zwei Antrage auf Verlangerung
von Aufsuchungserlaubnissen beteiligungshalber vorlagen. Der erste Antrag habe nichts mit Fracking zu
tun, sondern beziehe sich auf die Aufsuchungserlaubnis fir Erdwarme von der Ruhrkohle AG. Da gehe
es um eine Verlangerung um weitere drei Jahre von 2014 bis 2017. Aus Verwaltungssicht sei dieser An-
trag unkritisch.
Der zweite Antrag sei in der Anfrage zitiert. Da gehe es um Gas aus unkonventionellen Lagerstatten,
Stichwort Fracking. Antragsteller sei Exxon Mobil. Es gehe um das in der Anfrage zitierte Feld Nordrhein-
Westfalen Nord und zwar um eine Verlangerung der Aufsuchungserlaubnis Gber den 13.09.2014 hinaus -
da ende die derzeitige Erlaubnis - bis zum 13.03.2017. Die Frist zur Stellungnahme liege bei Mitte Juni.
Dieser Antrag der Exxon Mobil werde vor dem Hintergrund der Beschlussfassung im Kreistag im letzten
Jahr aus Sicht der Verwaltung unverandert kritisch gesehen. Hier seien die Stichworte Umweltvertrag-
lichkeitsprifung, Gefahrdung von Oberflachenwasser, Trinkwasser usw. zu nennen. Man beabsichtige,
unabhangig davon, dass es bei den Aufsuchungserlaubnissen nicht um das Niederbringen von Bohrun-
gen, sondern um das Erkunden des Raumes im Vorfeld gehe, sich dazu ablehnend zu duf3ern. Diese kri-
tisch ablehnende Stellungnahme werde sich auf den beantragten Zeitraum bis 2017 beziehen.
Dazu sei eine Berichterstattung dann im neu konstituierten Umweltausschuss beabsichtigt. Im Rahmen
der Blrgermeisterkonferenz am 30.04. 2014 habe man sich mit den betroffenen Stadten und Gemeinden
— und dass seien alle im Kreis - darauf verstandigt, dass der Kreis die kommunalen Stellungnahmen ko-
ordiniere. Das habe man getan, sodass man davon ausgehe, dass es gleichlautende kommunale Stel-
lungnahmen im Rahmen des Beteiligungsverfahrens fur die Bezirksregierung vor Fristablauf geben wer-
de.
Herr Landrat Makiolla weist darauf hin, dass der Kreistag im Oktober 2011 eine Resolution zum Thema
Fracking beschlossen habe, an die man gebunden sei und in deren Sinne die Verwaltung auch zukinftig
mit dem Thema Fracking umgehen werde.
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Am Ende des offentlichen Teils der Sitzung des Kreistages dankt Herr Landrat Makiolla den
Kreistagsmitgliedern fiir deren Arbeit und geht in einem Riickblick auf die vergangene Wahlperiode 2009-
2014 ein. (Die Rede des Landrates ist als Anlage dieser Niederschrift beigeflgt).

Abschlieend weist er auf die Veranstaltung zur Verabschiedung der ausgeschiedenen Kreistagsmitglieder
am 3. September um 18.30 Uhr auf Haus Opherdicke in Holzwickede hin, zu der noch eine schriftliche Ein-
ladung folgen werde.

Anlage
Rede des Landrates zur Verabschiedung des Kreistages auf der letzten Sitzung am 06.05.2014

gez. Michael Makiolla gez. Susanne Kronenberg
Vorsitzender Schriftfhrerin

Seite 21 von 21



	Wortprotokoll
	Name
	Anwesenheit
	BM_TEXT3
	Text
	Tagesordnung
	Beschlussk
	AbstimmungK
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu

